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Regionalisierung der Ökonomie - Regionalisierung der Politik 
in Niedersachsen: 
Zur Aktualität geographischer Regionalforschung* 

1. Einleitung 

"Regionalisierung" ist ein Schlagwort, das gegenwärtig vor allem in Politik und 
Wissenschaft Hochkonjunktur hat. An vielen Orten wird über die Dezentralisie­
rung von Wirtschaft und Verwaltung diskutiert, werden endogene Potentiale 
gesucht, regionale Selbstverantwortung und Selbstorganisation proklamiert und 
regionale ldentitäten beschworen. Häufig ist ein Ausgangspunkt für den Ent­
wurf politischer Regionalisierungsstrategien oder wissenschaftlicher Regionai­
forschungsprogramme die Annahme, daß es aufgrund wirtschaftlicher Prozesse 
eine "objektive" Bedeutungssteigerung der regionalen Ebene gäbe. Um hierbei zu 
einer etwas klareren Einschätzung zu kommen, ist es meines Erachtens sinnvoll, 
etwas grundsätzlicher diese Tendenzen und Zusammenhänge zu reflektieren, ehe 
ich auf die konkrete Situation in Niedersachsen eingehen werde, wo seit 1991 
umfrangreiche politische Regionalisierungsbestrebungen zu finden sind. Daher 
gliedert sich der Beitrag in zwei Hauptteile: die Diskussion der Frage nach einem 
Bedeutungszuwachs der regionalen Ebene (Kap. 2) und Ausführungen zur wirt­
schaftlichen Situation einiger Regionen sowie zur Regionalisierungspolitik in 
Niedersachsen (Kap. 3). Zum Abschluß folgen einige Anmerkungen zur aktuel­
len Bedeutung geographischer Regionalforschung (Kap. 4). 

2. Bedeutungszuwachs der regionalen Ebene? 

Die Frage nach einem möglichen Bedeutungszuwachs der regionalen Ebene soll 
etwas ausführlicher im Hinblick auf Ökonomie (2.1) und Politik (2.2) erörtert, 

Überarbeitete Fassung eines Vortrages auf der Jahrestagung des Zentralausschusses für deut­
ehe Landeskunde am 26. 3. 1993 in Duisburg. Ich danke Günter Heinritz und Ilse Helbrecht 

(München) für kritische Anmerkungen. 
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aber nur kurz auf kulturelle Aspekte (2.3) und die europäische Dimension des 
Thema (2.4) eingegangen werden. Die hier im Mittelpunkt stehende Frage ist 
zweifello für die Wirtschafts- und Sozialgeographie von besonderem Interesse, 
da bekanntlich chon oft postuliert wurde, daß die Region die "eigentliche 
geographi ehe Maßstabsebene" sei. Es sei hier ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß ich be'i ußt den Begriff regionale Ebene" bevorzuge, da er die prozessualen 
und handlungsorientierten Aspekte meines Erachtens besser zum Ausdruck 
bringt al der Terminus "Region', der zudem häufig unerfreuliche Abgrenzungs­
di ku sionen provoziert. 1 Dabei soll unter "regionaler Ebene" in der Bundesre­
publik Deutschland ganz allgemein die Ebene zwischen Kommunen und Bundes­
ländern er tanden werden. 

Eine weitere Vorbemerkung muß dem theoretischen Bezugsrahmen für meine 
Überlegungen gelten: In Untersuchungen zum gegenwärtig stattfindenden Wan­
del räumlicher Sturkuten wird in letzter Zeit häufiger, vor allem in der angelsäch-
i chen Geographie, auf die sogenannte Regulationstheorie als Interpretations­

grundlage zurückgegriffen. Sie thematisiert gegenwärtig meines Erachtens den 
komplexen Zusammenhang und Wandel von Ökonomie, Politik, Kultur und 
räumlichen Entwicklung am adäquatesten. Ein Schwerpunkt der Aufmerksam­
keit regulationstheoretischer Analysen sind Phasen des sozioökonomischen 
Umbruchs bzw. der Herausbildung eines neuen "Gleichgewichtes" zwischen 
ökonomisch-technologischen und politisch-institutionellen Entwicklungen. 
Wenn die Dynamiken ökonomischer Verwertungsprozesse und politisch-sozia­
ler Regulationsformen miteinander kollidieren, das heißt nicht mehr zueinander 
passen', gerät die jeweilige gesellschaftliche Formation in eine umfassende 

S trukturkrise. 2 

In diesem Sinne kann davon gesprochen werden, daß die Jahrzehnte nach dem 
2. Weltkrieg in der Bundesrepublik Deutschland durch eine "intensive Akkumu­
lation gekennzeichnet waren. Diese stabile Phase massenhafter Produktion 
tandardi ierter Güter für den Massenkonsum wird als "Fordismus" bezeichnet. 

Die Raum trukturen dieser Phase sind idealtypisch durch Zonierungen und eine 
Polarität on Zentren und Peripherien gekennzeichnet. 

In den 70er und frühen 80er Jahren sind die Grenzen dieses Entwicklungsmo­
dell deutlich spürbar geworden. Seither zeichnet sich der Übergang zu einem 
neuen Entwicklungsmodell ab, das durch "flexible Akkumulation" gekenn­
zeichnet ist. Flexible Produktionsstrategien erlauben es, umstandslos von der 
Herstellung einer Produktkonfiguration auf eine andere umzuschalten und die 
Produktionsmengen ohne Effizienzverluste kurzfristig anzupassen. Flexible 
Produktionssysteme verlangen den Einsatz neuer Technologien auf der Basis 
von ~ikroelektronik. Sie führen zur Ausdifferenzierung und Polarisierung von 
Arbeitsmärkten. In unserem Kontext ist wichtig, daß sie neue innerbetriebliche 
Organisationskonzepte erfordern: Abbau von standardisierten Tätigkeiten und 
E~tschei~u~gswegen sowie ~ezentralisierte Entscheidungsfindung in "flachen 
Hierarchien · Parallel dazu Ist aber auch eine Internationalisierung von Kon­
zernstrukturen mit einer Verringerung der Zahl strategisch bedeutsamer Zen­
tralverwaltungen sowie eine Globalisierung vonZuliefer-und Absatzbeziehun­
gen zu beobachten. 
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Somit sind Globalisierung und Dezentralisierung Aspekte, die bei der Erörte­
rung von Raumstrukturen im Umbruch vom "Fordismus" zum "Postfordismus" 
zu beachten sind. Darüber hinaus ist nachdrücklich daraufhinzu weisen, daß mit 
dem Auftreten flexibler Produktionsformen keinesfalls das abrupte Ende des 
Fordismus gekommen ist, vielmehr beide Entwicklungstypen parallel Wirksam­
keit entfalten. 

2.1 Regionalisierung der Ökonomie? 

Nach meiner Übersicht gibt es gegenwärtig mindestens sechs unterscheidbare 
Typen räumlicher Entwicklungen im Kontext des beschriebenen Wandels (vgl. 
DANIELZYK/OSSENBRÜGGE 1993; KILPER/REHFELD 1991; MAYER 
1991 ): 
1. Die zunehmende internationale Integration der Wirtschaft, das Entstehen 

immer spezialisierterer Dienstleistungen zur Planung und Realisierung neu­
er Produktionsformen sowie die wachsende Bedeutung des Finanzkapitals 
führen dazu, daß große Metropolen ("Global Cities") immer größere Bedeu­
tung erhalten. 

2. In engem räumlichen Zusammenhang mit international bedeutsamen For­
schungszentren sind Agglomerationen von Hochtechnologieunternehmen 
(z. B. Mikroelektronik, Biotechnologie) entstanden. Zentraler Faktor dieser 
Prozesse sind offenkundig räumliche Nähe zu spezialisierten Zulieferern und 
zu einem sehr spezifisch qualifizierten Arbeitskräftepotential, während die 
Bedeutung der Nähe zu Universitäten für fortlaufende Innovationsprozesse 
noch ungeklärt ist (vgl. KILPER/REHFELD 1991, 25 ff.). 

3. Gerade in den klassischen, fordistisch geprägten Industriezweigen wird zur 
weiteren Kostenersparnis die räumliche Arbeitsteilung weiter intensiviert. 
Standardisierte Massenproduktionen werden aus den hochindustrialisierten 
Ländern in die internationale Peripherie verlagert, während die Entschei­
dungsfunktionen weiter zentralisiert werden. 

4. Bestimmte Industrieproduktionen lassen sich aufgrund der flexiblen Pro­
duktionstechnologien dezentralisieren, so daß auch in einigen ländlichen 
Räumen westlicher Industrieländer die industrielle Produktion zunimmt. 

5. Wenig eindeutig sind insbesondere die räumlichen Folgen der gegenwärtig 
zu beobachtenden Umstrukturierung von Großunternehmen. Zum Abbau 
von Risiken und Lagerhaltung, zur Nutzung komparativer Standortvorteile 
usw. erfolgt im wachsenden Umfang Auftragsvergabe an Subunternehmen. 
Diese ("externe") Flexibilisierungsstrategie kann territorial integriert oder 
desintegriert erfolgen. Manches spricht für die räumliche Nähe von Zuliefe­
rern und Dienstleistungen, aber es gibt empirisch nachgewiesene Beispiele 
für den Abbau regionaler Lieferverflechtungen. 3 

6. Im Mittelpunkt der Diskussionen neuer ("postfordistischer") Raumstruktu­
ren stehen häufig die sogenannten regionalen Produktionsbezirke ("indu­
strial disctricts"), die durch flexibel spezialisierte regionale Produktions­
systeme gekennzeichnet sind. Darunter wird ein Netzwerk von Betrieben in 
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einer Region verstanden, "die direkt oder indirekt für den gleichen End­
markt produzieren, in einem gemeinsamen kulturellen Milieu verankert ... 
(und) untereinander durch ... ein komplexes Geflecht aus Wettbewerb und 
Koorperation" verbunden sind (a.a.O., S. 8 f.). Die Produktion ist gleicher­
maßen durch zwischen- wie innerbetriebliche Flexibilität charakterisiert. 
Dieser Entwicklungstyp ist sozusagen der Idealfall einer Regionalisierung 
der Ökonomie, das bekannteste Beispiel dafür das vielfach beschriebene 

"Dritte Italien". 
Aus diesen sechs Typen der Raumwirksamkeit neuer Produktionsformen läßt 
sich ein umfassender Trend zu einer "Regionalisierung der Ökonomie" nicht 
eindeutig ableiten. Es gibt Beispiele für einen Bedeutungszuwachs der regionalen 
Ebene durch neue Produktionsformen, wobei insbesondere Hochtechnologie­
agglomerationen (2.) und regionale Produktionsbezirke (6.), aber auch die terri­
torial integrierte Flexibilisierungsstrategie von Großunternehmen (5.) besondere 
regionalpolitische Aufmerksamkeit gefunden haben. Diese übersieht allerdings, 
daß gerade das Entstehen von regionalen Produktionsbezirken oder von Hoch­
technologieagglomerationen ein Resultat längerer historischer Entwicklungen 
ist, diese somit nicht durch Regionalpolitik kurzfristig "erzeugt" werden können. 
In jedem Falle ist allerdings festzustellen, daß eine genauere Bestimmung der 
Bedeutung von "Regionalisierung", gerade auch im Verhältnis zur "Globalisie­
rung", noch nicht erfolgt ist. 4 

2.2 Regionalisierung der Politik? 

Die- oft ungeprüft- angenommene Regionalisierung der Ökonomie ist ein 
wesentlicher Grund für die gegenwärtige "Renaissance der Regionen" in der 
Politik: "Seit man leibhaftige Regionen entdeckt hat, die nach dem Modell 
postfordistischer Wirtschaftsentwicklung eigenständiges Wirtschaftswachstum 
in Gang setzten konnten, wie das sogenannte Dritte Italien ... , wird die Bedeu­
tung der Region für staatliches Handeln als völlig unterschätzt angesehen" 
(FÜRST 1993, 17). Allerdings lassen sich auch unabhängig von dieser offenkun­
dig zweifelhaften ökonomischen Begründung verschiedene Argumente für eine 
stärkere Regionalisierung von Politik und Verwaltungshandeln benennen (z. T. 
in Anlehnung an FÜRST 1993): 
1. Anhand system- und organisationstheoretischer Überlegungen läßt sich 

begründen, daß die überkommenen Instrumente des zentralistischen Inter­
ventionsstaates angesichtsder Komplexität des sozioökonomischen Struk­
turwandels immer wirkungsloser werden. Die Ausdifferenzierung der Ge­
staltungsbereiche verlangt nach flexiblen, dezentralen Steuerungsformen 
("Kontextsteuerung", "Anleitung zur Selbststeuerung" nach WILLKE 
1989). Damit im engen Zus~.mmenhang steht das Argument, daß die zentra­
len Instanzen wegen der Uberforderung mit politischen Konflikten aus 
Eigeninteresse eine Verlagerung der Konfliktlösung "nach unten" ver­
suchten: 

"Wenn die Regionen es schaffen, die staatlichen Akteure zu 
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entlasten, werden s1e zunehmend dafür honoriert" (FÜRST 
1993, 27). 

2. Die politisch-administrative Bewältigung des Strukturwandels verlangt die 
Berücksichtigung neuer Themen und Akteure (z. B. Ökologie, Kultur). 
Dafür bietet sich die regionale Ebene an, da sie in der Regel rechtlich nicht 
eindeutig verfaßt ist (keine gebietskörperschaftliche Qualität). Sie hat den 

"Vorzug, noch nicht zur Domäne einzelner Akteure zu gehören, 
infolge dessen relativ neutrale Foren zu (bieten), wo zumindest 
symbolisch ein Neuanfang gesellschaftlicher Problembearbei­
tung versucht werden kann" (a.a.O., 25). 

Dieses Argument ist für zentralistische Flächenstaaten unmittelbar evident. 
Aber auch im Umland großer Zentren wird der Versuch unternommen, neue 
Wege politischer Problembewältigung in Form von Konferenzen, Foren, 
Verbänden usw. zu versuchen - nicht zuletzt auch, um die Stadt-Umland­
Kooperation zu beleben. 

3. Die wachsende Sensibilität für ökologische Konfliktlagen läßt die ehemals 
radikal-ökologische Forderung nach einer "regionalen Kreislaufwirtschaft" 
zum Beispiel im Ver- und Entsorgungsbereich immer attraktiver werden. 
Die Forderung nach der "Zurechenbarkeit von Produktionsfolgen", vor 
allem aber die abnehmende Legitimierbarkeit von Deponierung, Verbren­
nung, Wasserentnahme usw. im Interesse anderer entfernter Regionen führt 
zur Regionalisierung von Ver- unbd Entsorgung. Da die staatliche Funk­
tionsfähigkeit in diesem Bereich offenkundig abnimmt, entstehen zugleich 
neue regionale Märkte und Unternehmensstrukturen im Bereich der Ver­
und Entsorgung. 

Diese Argumente sprechen für eine wachsende Relevanz der regionalen Ebene 
für die Bewältigung des Strukturwandels und deshalb auch für deren Erfor­
schung. 

2.3 Regionalisierung der Kultur? 

Eine spezifische Form der Renaissance des Regionalen zeigt sich in kultureller 
und sozialpsychologischer Hinsicht: Das Spektrum reicht von separatistischen 
Gruppen (politischer Regionalismus) bis zu Marketingstrategien (regionale Ima­
gekampagnen). Allein eine Bilanzierung der umfangreichen Diskussionen und 
Studien zum "Regionalbewußtsein" in der deutschsprachigen Geographie würde 
einen eigenen Beitrag erfordern. 5 Dieser müßte auch die zuletzt vom Institut für 
Wirtschaft und Gesellschaft so spektakulär behauptete Bedeutung regional dif­
ferenzierter "Wirtschafts- und Arbeitskulturen" für regionale Entwicklungen 
erörtern (vgl. IWG 1991 ). Diese Betonung regionalkultureller Differenzen steht 
allerdings in gewisser Spannung zur These einer kulturellen Vereinheitlichung 
insbesondere aufgrundvon Einflüssen weltweit verflochtener Medien. 

Unter dem Label einer "Kulturalisierung der Regionalforschung und Regio­
nalpolitik" wird inzwischen mehr als Regionalkultur und Regionalbewußtsein 
im klassischen Sinne verhandelt. So wird immer öfter (u. a. von HÄUSSER-
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MANN/SIEBEL 1993, 220) das "regionale Milieu" als "zentrale Kategorie zur 
Erklärung unterschiedlicher regionaler Entwicklungsprozesse" gesehen: 

"Das regionale Milieu umfaßt Akteure (Unternehmer, Politiker, 
Arbeitskräfte, Organisationen) sowie materielle und finanzielle Res­
sourcen - und als wichtigstes soziokulturelles Element ... eine Kul­
tur der Konkurrenz, Kooperation und Kommunikation, das heißt 
Kompetenzen im Sinne des Verfügens über produktionsrelevantes 
Wissen, Regeln der Interaktion und gegenseitiges Vertrauen der Ak­

teure." 
Die theoretische und empirische Erforschung dieser Thematik hat gerade erst 
begonnen . 

2.4 Regionalisierung in Europa? 

Im Rahmen kultur- und regionalpolitischer Diskussionen etwa des Europarates 
oder regionalistischer Gruppen ist schon vor längerer Zeit das Schlagwort vom 
"Europa der Regionen" in das Spiel gebracht worden. Mit der Einrichtung des 
europäischen Binnenmarktes und der angestrebten Umstrukturierung der EU 
wird diese Formel immer häufiger verwendet. Dieses geschieht oft mit der 
Konnotation, daß im künftigen Europa nicht Nationen oder einzelne Standorte, 
sondern Regionen "Träger des Wettbewerbs" sein werden. Gerade mit diesem 
Argument wird auch die Regionalisierungspolitik in einzelnen westdeutschen 
Bundesländern häufig begründet. 

Ich halte diese europapolitische Dimension in unserem Zusammenhang für 
vernachlässigbar: Zum einen werden die wichtigsten Aspekte in den Diskussio­
nen zur Regionalisierung unter den Stichworten Ökonomie, Politik und Kultur 
erörtert. Zum anderen ist überhaupt nicht sichtbar, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland durch den Bedetungszuwachs der EU komplementäre Regionsbil­
dungen induziert werden: Einerseits hat die EU bisher noch für jedes Förderpro­
gramm (z. B. Ziel 2, Ziel 5b, RETEX, RENAVAL, INTERREG usw.) immer 
wieder neue "Programmregionen" definiert. Andererseits haben die deutschen 
Bundesländer keinen Zweifel daran gelassen, daß sie sich selbst als "europäische 
Regionen" verstehen und etwaige Kompetenzen in dieser Hinsicht beanspru­
chen. Von daher bringt meines Erachtens eine Erörterung des "Europa der 
Regionen" für unser Thema keinen Erkenntnisgewinn. 

3. Niedersachsen 

Zunächst soll auf einige allgemeine Aspekte des Strukturwandels in Niedersach­
se.n eingegangen werden (3.1 ), ehe einige Regionen mit ihren spezifischen Ent­
Wicklungen vorgestellt werden (3.2). Anschließend soll der aktuelle Stand der 
Regionalisierungspolitik der niedersächsischen Landesregierung referiert wer­
den (3 .3). 
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3.1 Niedersachsen im Strukturwandel 

Niedersachsen ist während der Zeit seiner Entstehung nach dem 2. Weltkrieg ein 
vor allem agrarisch geprägtes Bundesland gewesen, das nur wenige städtische 
Zentren und einige, meist von je einem Wirtschaftszweig dominierte Industrie­
regionen an der Küste und vor allem im Südwesten und Südosten des Landes 
aufwies (vgl. BECHER 1986, 20). Bevorzugte Strategie der niedersächsischen 
Landespolitik zur Überwindung regionaler Strukturprobleme war seit der 
2. Hälfte der 60er Jahre eine Politik der "nachholenden Industrialisierung" (vgl. 
BECHER 1986,74 ff.; sowie PROGNOS 1967; TACKE 1982). Diese Form von 
Regionalpolitik mag zeitweise manche Probleme, insbesondere auf dem Ar­
beitsmarkt, abgemildert haben. Insgesamt hat sie durch die auf diese Weise 
entstandenen Branchen- und Betriebstypenstrukturen die Abhängigkeit von der 
konjunkturellen und strukturellen Situation in anderen Regionen außerhalb des 
Landes Niedersachsen eher verstärkt. 

Verschiedene Untersuchungen aus der jüngeren Vergangenheit nennen weit­
gehend übereinstimmend folgende, zusammenhängende Probleme und Defi­
zite:6 

allgemeine Innovationsschwäche, die vor allem aufmangelnde Forschungs­
und Entwicklungstätigkeiten in der Industrie zurückzuführen ist; 
geringe Ausstattung mit produktionsorientierten Dienstleistungen; 
geringer Besatz mit zukunftsträchtigen Industriezweigen; 
große Bedeutung von subventionsabhängigen, daß heißt von der Politik 
stark beeinflußten Wirtschaftszweigen; 
große Bedeutung von Produktionszweigen, deren Produkte einem intensi­
ven internationalen Preiswettbewerb unterliegen. 

Aussagen zur künftigen Entwicklung Niedersachsens müssen diese Struktur­
merkmale berücksichtigen und zugleich versuchen, die Folgen der gegenwärti­
gen politischen Veränderungen, daß heißt vor allem die EU-Integration und den 
Wandel in Osteuropa, einzuschätzen: 

In der Landwirtschaft, die in vielen Regionen des Landes immer noch eine 
überdurchschnittliche Bedeutung hat, werden bei einer Fortsetzung der 
bisherigen Agrarpolitik weiterhin zahllose Arbeitsplätze verlorengehen. 
Die für einzelne Regionen des Landes nach wie vor sehr wichtigen Wirt­
schaftszweige Stahlindustrie und Schiffbau sind im hohen Maße von welt­
wirtschaftlichen Entwicklungen und politischen Entscheidungen abhängig. 
Der stark geschrumpfte Bestand ist weiterhin gefährdet. 
Der politisch sinnvolle und notwendige Abbau des Militärs und der Rü­
stungswirtschaft wird an einzelnen Orten, gerade in strukturschwachen 
Regionen, zu erheblichen Arbeitsplatz- und Kaufkraftverlusten führen (vgl. 
GERSDORF 1992). 
Die Abhängigkeit der niedersächsischen Wirtschaft von der Automobilin­
dustrie ist über lange Zeit zu wenig zur Kenntnis genommen worden. Nach 
Schätzungen werden mehr als ein Viertel des Industrieumsatzes in Nieder­
sachsen allein vom VW-Konzern erbracht und sind zirka ein Fünftel aller 
Beschäftigten des Landes direkt oder indirekt von der Automobilproduk­
tion abhängig! 7 
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Abb. 1: Landkreise in Niedersachsen 

Regierungsbezirke 

1 Braunschweig 

2 Hannover 

3 Lüneburg 

4 Weser -Ems 

92 

Kreisfreie Städte 

1 Braunschweig 

2 Salzgitter 

3 Wolfsburg 

4 Hannover 

5 Delmenhorst 

6 Emden 

7 Oldenburg (Oidb) 

8 Osnabrück 

9 Wilhelmshaven 
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Vom Wegfall der innerdeutschen Grenze hat die Wirtschaftsentwicklung in 
Niedersachsen überdurchschnittlich profitiert, insbesondere in einigen ehe­
maligen Grenzregionen und in Teilräumen, in denen Konsumgüterindu­
strien eine sehr hohe Bedeutung haben. Diese Prozesse haben einige Jahre 
strukturell erwartbare problematische Entwicklungen in einzelnen Wirt­
schaftszweigen im positiven Sinne überlagert (vgl. z. B. J UNG 1992 37 , 
42 f. ). 
Die Verkehrslage von Teilen Niedersachsens hat sich durch den Wandel im 
Osten zweifellos verbessert. Inwieweit das positive Effekte in den betroffe­
nen Regionen hat, ist umstritten. 
Es ist festzustellen, daß sich, gemessen an der Entwicklung der Arbeitsmärk­
te, "die (relativen) Ungleichgewichte zwischen den Regionen verstärkt ha­
ben" (a.a.O. 31). 
Eine weitere Folge der politischen Veränderungen wird ein Rückgang der 
regionsbezogenen Fördermittel sein, der sich in Niedersachsen überdurch­
schnittlich auswirken wird. 

Diese Überlegungen zeigen, daß eine differenzierte Betrachtung der gegenwärti­
gen Situation und künftigen Entwicklung eigentlich nur auf regionaler Ebene 
möglich ist. 

3.2 Die Regionen des Landes Niedersachsen (Beispiele) 

Im folgenden sollen fünf niedersächsische Regionen kurz vorgestellt werden, 
deren Struktur, Entwicklungsdynamik und absehbare Zukunft höchst unter­
schiedlich sind bzw. sein werden. Damit soll das Spektrum der in Niedersachsen 
vorhandenen Entwicklungstypen weitgehenderfaßt werden. Eine adäquate, den 
einzelnen Regionen gerecht werdende Betrachtung ist im Rahmen dieses Beitra­
ges nicht möglich. Die folgenden skizzenhaften Bemerkungen zu einigen Regio­
nen sollen auch deutlich werden lassen, welche regionale Vielfalt es in Nieder­
sachsen gibt (vgl. Abb. 1). 

Emsland 

Die Region Emsland8 ist in vielfacher Hinsicht ein gutes Beispiel für die Regio­
nal- und Raumordnungspolitik in Niedersachsen. Diese nach dem Krieg als 
extrem strukturschwach eingestufte Region wurde durch die landwirtschaftlichen 
Erschließungs- und Intensivierungsmaßnahmen des Emsland-Programms, um­
fangreichen Infrastrukturausbau und Industrieansiedlungspolitik in geradezu 
klassischer Weise modernisiert und ökonomisch integriert. Das Resultat ist 
zweifellos eine "Angleichung der Lebensverhältnisse" (mit allen Vor- und Nach­
teilen), die sich nicht zuletzt in einer deutlichen quantitativen Verbesserung der 
Arbeitsmarktsituation ausdrückt. 9 

Es ist nicht zu übersehen, daß diese Politik im wesentlichen im Einklang mit 
der regionalen Bevölkerung realisiert wurde, obgleich manche Maßnahmen und 
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Ansiedlungen etwa aus ökologischer Sicht höchst fragwürdig sind. Offenkundig 
ist die aus einer empfundenen Alternativlosigkeit resultierende Akzeptanz pro­
blematischer Großvorhaben ein eigener Standortfaktor Uüngere Beispiele sind: 
die Mercedes-Benz-Teststrecke in Papenburg und die Emsvertiefung). Von daher 
ist nicht auszuschließen, daß das Erosland als "Auffangraum" (ACHE u. a. 1991, 
144 ff.) für problematische Großprojekte auch im Rahmen einer veränderten 
Wirtschaftsweise eine (fragwürdige) Zukunft hat. Inzwischen wurde allerdings 
offenkundig die Bedeutung des Abbaus der wirtschaftlichen Dominanz von 
industriellen Zweigwerken, Landwirtschaft und Rohstoffgewinnung erkannt. 
Ansätze eines Perspektivenwechsels sind zumindest daran zu erkennen, daß es 
Bemühungen um die Gründung einer Fachhochschule in Lingen sowie neue 
Akzente in kultur-, fremdenverkehrs-und beschäftigungspolitischer Hinsicht im 
Emsland, insbesondere in Lingen und Papenburg, gibt. 

Südoldenburg 

Politische Parallelen mit der Situation im Erosland finden sich in der Region 
Südoldenburger Münsterland. 10 Ohne eine grundlegende Akzeptanz der Bevöl­
kerung wäre die Entwicklung einer teilweise extrem intensivierten Landwirt­
schaft gar nicht denkbar gewesen. In dieser Region, dem bedeutendsten Intensiv­
agrargebiet der Bundesrepublik Deutschland, dominiert eine international ver­
flochtene Agrarindustrie, die über Futtermitteleinfuhr und Produktabsatz un­
mittelbar in den Weltmarkt integriert ist. Die Gründe für diese außergewöhnli­
chen Strukturen sind vielfältig: Kleine landwirtschaftliche Betriebe auf ertrags­
schwachen Böden und hoher "Bevölkerungsdruck" förderten schon früh eine 
Überlebenssicherung durch eine intensive Viehhaltung; die Lage "auf halbem 
Wege" zwischen Seehäfen (Futtermittelimport) und Absatzmärkten (z. B. 
Nordrhein-Westfalen) erleichterte die Integration in überregional verflochtene 
Agrarmärkte; die spezifische soziokulturelle Situation (katholisch geprägte ",n­
sel" im protestantischen Norddeutschland) brachte eventuell ein besonderes 
"Wirtschaftsklima" hervor. 11 

Erwähnenswert ist eine bundesweit einmalige Konzentration von 21 Betrieben 
der kunststoffverarbeitenden Industrie mit zirka 3000 Beschäftigten im Raum 
Vechta-Lohne. Aus einer Korkenproduktion im 19. Jahrhundert ist über die 
Zwischenstufe der Herstellung von Kunststoffverschlüssen eine Agglomeration 
von kunststoffverarbeitenden Betrieben entstanden, die heute zum Beispiel Fo­
lien und Verpackungsmaterial herstellen sowie Zulieferer der Automobilindu­
strie sind (vgl. OLBERDING 1990). 

Agrar- und Kunststoffindustrie haben einige gemeinsame Kennzeichen: ihre 
Produktionsweisen werden durch absehbare Verschärfungen der Umweltvor­
schriften immer wieder zu Anpassungen gezwungen sein. Beide sind extrem 
abhängig von weltweiten wirtschaftlichen Entwicklungen. Demgegenüber ist 
hervorzuheben, daß sie zu einer erstaunlich positiven Beschäftigungsentwick­
lung in der Region beigetragen haben und daß die Entscheidungszentren der 
Unternehmen in der Regel in der Region sind. 
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Ostfriesland 

In vielfacher Hinsicht finden sich in Ostfriesland 12 besonders deutliche Ausprä­
gungen der negativen Strukturmerkmale der niedersächsischen Wirtschaft: Die 
überdurchschnittliche Bedeutung von gefährdeten Bereichen wie Landwirt­
schaft, Schiffbau, Militär; die Schließung zahlreicher Zweigwerke diverser Bran­
chen in den letzten beiden Jahrzehnten; die extreme, durch die Ansiedlung von 
Zulieferbetrieben eher noch wachsende Dominanz des VW-Werkes in Emden 
(das allein die Hälfte aller Industriearbeitsplätze in Ostfriesland stellt). Hinzu 
kommt, daß die bisher regional besonders umfangreich vorhandenen Fördermit­
tel (regionale Wirtschaftsförderung, Arbeitsmarktpolitik usw.) von einer erheb­
lichen Reduzierung betroffen sein werden. 13 

In außergewöhnlicher Weise spitzen sich diese Probleme im Raum Wilhelms­
haven/Friesland zu. Hier wird das Fehlschlagen der nachholenden Industriali­
sierung und die prekäre Sicherheit politisch abhängiger Arbeitsplätze (Marine) 
besonders deutlich sichtbar. Für die nahe Zukunft wird daher mit Arbeitslosen­
quoten von 20 bis 25 Prozent gerechnet (vgl. HUEBNER u. a. 1992, 42). 

Angesichts dieser Situation muß es erstaunen, daß in Ostfriesland immer noch 
vielerorts auf die Verbesserung der Verkehrsanbindungen als Grundlage neuer 
Industrieansiedlungen gesetzt wird. Außerdem gelten große Hoffnungen von 
fast allen Seiten dem Fremdenverkehr als der wohl zukunftsträchtigsten Branche 
in der Region. Nicht nur im Hinblick auf den Fremdenverkehr wird dabei immer 
wieder die traditionsreiche Regionalkultur Ostfrieslands als Faktor der Regio­
nalentwicklung in das Spiel gebracht. Es dürfte in der Tat in Norddeutschland, 
vielleicht in der gesamten Bundesrepublik Deutschland, keine Region geben, in 
der mit ähnlich langer Tradition und in vergleichbar großem Umfang Regional­
kultur organisiert und gefördert wird. 14 

Am Beispiel Ostfrieslands läßt sich meines Erachtens recht gut zeigen, daß 
trotz ökonomischer Strukturschwäche eine Region für die Bevölkerung hohe 
Attraktivität haben kann. Verschiedene Studien haben sich in der letzten Zeit mit 
der schon sprichwörtlichen" ostfriesischen Mentalität", der hohen Zufriedenheit 
mit den Lebensbedingungen, den Arbeitsmöglichkeiten in der informellen Öko­
nomie und der Bereitschaft zum teilweise extremen Fernpendeln beschäftigt. 15 

So kann es kaum überraschen, daß gerade für diese Region Entwicklungsstrate­
gien diskutiert werden, die Fehler einer nachholenden Industrialisierung und 
einer "Re-Industrialisierung" vermeiden wollen und auf neue Formen der Ver­
netzung vielfältiger regionaler Potentiale setzen. In diesem Rahmen gewinnen 
gerade "weiche" Standortfaktoren und qualitative Ziele der Regionalentwick­
lung besondere Bedeutung (vgl. HUEBNER u. a. 1992; KRÜGER 1993). 

Großraum Hannover 

Am - im Vergleich zu Ostfriesland - anderen Ende eines fiktiven Spektrums 
niedersächsischer Regionen wäre der Großraum Hannover anzusiedeln. 16 An 
diesem Beispielläßt sich vor allem zeigen, wie sich das Meinungsbild über eine 
Region durch die Veränderungen in der jüngeren Vergangenheit erheblich ge-



wandelt hat. Bis vor kurzem noch galt Hannover als Beispiel einer "schrumpfen­
den Großstadt". Die Industriestruktur ist zum einen von Großbetrieben, zum 
anderen von einer überdurchschnittlichen direkten und indirekten Abhängigkeit 
vom Automobilbau (zirka 1/4 der Gesamtbeschäftigung) geprägt. Die Anfällig­
keit für Konjunktur- und Strukturkrisen kann durch den Dienstleistungssektor 
nicht kompensiert werden, da hier ebenfalls rationalisierungsgefährdete Bran­
chen vorherrschen und hochwertige produktionsorientierte Dienstleistungen 
unterdurchschnittlich vertreten sind. Die regionale Wirtschaftsstruktur gilt dar­
über hinaus als "gering integriert" (vgl. KILPER/REHFELD 1991, 6). 

Die demzufolge düster ausfallenden Prognosen haben durch die Diskussion 
um die Weltausstellung "Expo 2000" und durch den Wandel im Osten neue 
Akzente erhalten. 17 Hannover gilt auf einmal als wachsende Metropole in euro­
pazentraler Lage. "Überschwapp-Effekte" aus dem Großraum Berlin werden 
erwartet und die Ansiedlung internationaler Firmenvertretungen erhofft, die von 
hier aus den Osten "erobern" sollen. Der Stimmungsumschwung hat dazu ge­
führt, daß selbst in größerer Entfernung zu Hannover gelegene Städte und 
Regionen Verbindungen zu der Stadt herstellen wollen, um vom dort erwarteten 
Boom zu profitieren. 

Hier soll nicht erörtert werden, ob diese Spekulationen eine empirische Basis 
haben. Es soll aber auf die Gefahr hingewiesen werden, daß die Sensibilität für 
weiterhin existierende strukturelle Probleme verlorengeht und daß sich das 
politische Interesse in der Region und auf Landesebene auf die Bindung exogener 
Ressourcen an Hannover konzentriert. Durch diese Metropolen-Euphorie geht 
das Interesse an anderen, nicht allein auf Weltausstellung und Verkehrslage 
setzenden regionalpolitischen Strategien zurück. 

Südostniedersachsen/Braunschweig 

Der südostniedersächsische Raum um Braunschweig soll noch erwähnt werden, 
weil er ebenfalls in gewisser Hinsicht "einzigartig" in Niedersachsen ist. 18 Zwar 
finden sich auch hier die typischen Strukturprobleme des Landes: Große Bedeu­
tung der strukturell gefährdeten Stahl- und Automobilindustrie; Schließung 
zahlreicher Zweigwerke insbesondere in den 70er Jahrenaufgrund von Verände­
rungen der internationalen Arbeitsteilung; bisherige Grenzlage, die zu einer 
belastungsreichen Durchgangslage werden könnte. 

Demgegenüber unterscheidet sich der Raum von anderen niedersächsischen 
Regionen durch eine auffallende Dichte von Forschungseinrichtungen mit soge­
nannter wirtschaftsnaher Ausrichtung. Im engen Zusammenhang damit steht 
das Bemühen um die Ansiedlung von Betrieben aus den Bereichen der Mikroe­
lektronik und Biotechnologie. So gab es in den 80er Jahren auch Ansiedlungen 
von Werken verschiedener internationaler Konzerne. Diese Erfolge relativieren 
sich, wenn man die hohen öffentlichen Vorleistungen und zwischenzeitlich er­
folgten Schließungen berücksichtigt. Noch wichtiger aber ist die Beobachtung, 
daß es sich überwiegend um Fertigungsbetriebe handelt, die keinesfalls die 
Voraussetzung für eine selbsttragende Entwicklungsdynamik oder gar für die 
Entstehung eines regionalen Industriebezirkes bieten. Ob der gerade in diesem 
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Raum deutlich bemerkbare "Vereinigungsboom" nach der Öffnung der Grenzen 
zur DDR langfristig positive Effekte haben wird, muß gegenwärtig noch dahin­
gestellt bleiben. 

3.3 Regionalisierungspolitik in Niedersachsen 

Im folgenden sollen die gegenwärtigen regionalpolitischen Initiativen der nieder­
sächsischen Landesregierung vor dem Hintergrund der gerade dargestellten 
Entwicklungsprobleme des Landes und seiner Regionen betrachtet und disku­
tiert werden. Nachdem über zehn Jahre lang in Niedersachsen nur wenige 
Anstöße im Bereich der Regional- und Planungspolitik zu verzeichnen waren, 
wurde in der Programmatik der neuen Landesregierung (seit 1990) die Regionali­
sierung der Politik besonders betont. Dementsprechend wurden im Jahr 1991 
zwei Initiativen "auf den Weg gebracht": die Regionalisierung der Wirtschafts­
strukturpolitik (3 . 3.1) und die Regionalisierung der Raumordnungspolitik 
(3.3.2). 

3.3.1 Regionalisierung der Wirtschaftsstrukturpolitik 

Die Regionalisierung der Wirtschaftsstrukturpolitik, die unter der Verantwor­
tung des niedersächsischen Wirtschaftsministeriums vorangetrieben wird, folgt 
eindeutig der Vorstellung, daß die Internationalisierung der Wirtschaft und vor 
allem die europäische Integration die regionale Ebene bedeutender werden lie­
ßen:19 

"Unser Land Niedersachsen ist hierbei die politische Einheit in die­
sem Wettbewerb. Die Träger des Wettbewerbs sind jedoch die Re­
gionen. Es ist daher eine vordringliche Aufgabe der Politik in Nieder­
sachsen, die Bildung von Regionen zu begünstigen, die im europäi­
schen Rahmen auf ihre Art wettbewerbsfähig sind" (FISCHER 1991, 
4 f.). 

Zu diesem Zwecke sollen sich in den vom Wirtschaftsministerium nicht weiter 
definierten Regionen des Landes, die "verantwortlichen Akteure" aus Verwal­
tung, Wirtschaft, Gewerkschaften, Wissenschaft, Umweltverbänden usw. nach 
den Prinzipien der Freiwilligkeit und Selbstorganisation zusammenfinden. Da­
durch sollen "Kommunikation" und "Kompromißfähigkeit" in den Regionen 
verbessert werden, um Entscheidungen zu beschleunigen und auf eine breitere 
Akzeptanzbasis zu stellen (a.a.O., 11 ff.). Die möglichen Themenfelder sind recht 
breit gefächert: Sie reichen von der Strukturpolitik über die Verkehrspolitik bis 
zum Tourismus und zur Kultur (a.a.O., 14ff.). 

Der Stand der Kooperationsbemühungen ist in den einzelnen Regionen sehr 
unterschiedlich: in Südniedersachsen (Region um Göttingen) hat sich im August 
1991 ein Regionalverband als Verein gegründet, dem Gebietskörperschaften und 
weitere Institutionen angehören. Auf der ostfriesischen Halbinsel wurde im 
Dezember 1991 die "Regionale Strukturkonferenz Ost-Friesland" gegründet. Ihr 
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gehören Vertreterinnen und Vertreter der Landkreise und kreisfreien Städte 
sowie von Wirtschaftskammern, Gewerkschaften, Umweltverbänden, Hoch­
schulen und Landschaften an. Neben einem zentralen Koordinierungsausschuß 
gibt es über zehn Gruppen für diverse Themenfelder. Auch im Raum Hannover, 
im Raum Lüneburg-Celle und im Oldenburger Land, hier aber zum Beispiel fast 
ausschließlich aufkommunale Beteiligung beschränkt, haben sich Regionalkon­
ferenzen gebildet, deren Formalisierungsgrad und künftige Entwicklung gegen­
wärtig noch sehr undeutlich sind. Ein Problem entsteht dadurch, daß sich 
einzelne Gebietskörperschaften (z. B. Landkreis Friesland, Stadt Wilhelmsha­
ven) zwei Regionen zuordnen, was die Effizienz der Arbeit vermutlich nicht 
gerade steigert. 

Die Einschätzung dieses strukturpolitischen Regionalisierungsansatzes muß 
eher kritisch ausfallen. Zunächst wirkt überraschend, daß die Landesregierung 
außergewöhnlich stark die Freiwilligkeit der regionalen Kooperation betont 
und, trotz der Bedeutung des Anliegens, "die regionalen Akteuren nicht unter 
Zeitdruck setzt" (KRAFTiULRICH 1993, 33). Eine Folge davon ist die hetero­
gene Situation bei den Organisationsformen, die sich bisher im Verlaufe der 
Regionalisierung herausgebildet haben. Dahinter steht wohl die Absicht, die 
starke Stellung der Landkreise und kreisfreien Städte in Niedersachsen möglichst 
wenig durch Eingriffe "von oben" und das Entstehen einer neuen regionalen 
Handlungsebene zu tangieren. Darüber hinaus bleibt die konkrete Aufgabenstel­
lung der Regionalkonferenzen etwas unklar. Zumindest steht im Mittelpunkt 
ihrer Tätigkeit nicht etwa die Aufstellung regionaler Entwicklungskonzepte 
(a.a.O., 35 f.), wie es aus strukturpolitischer Sicht eigentlich wünschenswert 
wäre. Daher besteht die Praxis vor allem darin, in sektoralen Arbeitsgemein­
schaften "Wunschlisten" für regional bedeutsame Projekte, Gutachten usw. 
zusammenzustellen. 

Das wohl entscheidende Problem liegt darin, daß die Landesregierung bisher 
offengelassen hat, wie mit Ergebnissen und Vorschlägen der Regionalkonferen­
zen umgegangen werden soll. Naheliegend wäre, daß - ähnlich wie bei der 
Regionalisierung der Strukturpolitik in Nordrhein-Westfalen, die in mancher 
Hinsicht Vorbildfunktion für Niedersachsen gehabt haben dürfte20 - "das Land 
'enabling conditions' schafft, unter denen die Regionen handlungsfähig werden 
können" (FÜRST 1993, 27). Dazu müßte vor allem eine bevorzugte finanzielle 
Förderung der Vorhaben gehören, die "im regionalen Konsens" beschlossen 
wurden (vgl. KRUMBEIN 1993; LAG 1992, 18). Genau das ist aber zur Zeit 
nicht die Absicht der Landesregierung (vgl. MW 1993, 3), was inzwischen zwei­
fellos zu einer gewissen Demotivierung regionaler Akteure beigetragen hat. 

Die relative Zurückhaltung der Landesregierung ist aber auch in einer weite­
ren Hinsicht fatal: Gerade wenn Eigenverantwortlichkeit und Wettbewerb der 
Regionen betont werden, muß ein Mechanismus zur Realisierung ausgleichspoli­
tischer Ziele auf Landesebene erhalten bleiben. Ohne einen zentralen (finanziel­
l~n) Aus~leich entsteht die Gefahr, daß die Regionalisierung nur zur Dezentrali­
sierung emer gesamtwirtschaftlichen Wachstumspolitik genutzt wird, was gera­
de für strukturell benachteiligete Regionen negative Folgen haben dürfte (vgl. 
HARDT 1991).21 
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3.3.2 Regionalisierung der Raumordnungspolitik 

Bei der Regionalisierung der Raumordnungspolitik geht es darum, die gegenwär­
tige Bedeutungslosigkeit der Regionalplanung in Niedersachsen zu überwinden. 
Diese ist weitgehend darin begründet, daß in einer bundesweit einmaligen und 
überhaupt nicht sachgerechten Regelung die Landkreise für die Regionalpla­
nung in Niedersachsen verantwortlich sind. 22 Der für die Raumordnung zustän­
dige Innenminister hat daher 1991 -im Rahmen einer allgemeinen Bedeutungs­
stärkung der Raumordnung- eine Initiative zur Regionalisierung ergriffen, da 
die "Regionalebene eine zentrale Rolle als Planungs- und Politikebene" habe 
(GLOGOWSKI 1991, 5). Daher sollten für größere Planungsräume "regionale 
Zusammenschlüsse" etwa in der Form von Regionalverbänden geschaffen wer­
den, die in kommunaler Trägerschaft Regionalpläne erarbeiten, aber auch 
Raumordnungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprüfungen durchführen 
sowie gegebenenfalls andere Aufgabenfelder bearbeiten sollten (a.a.O. 6, 9; vgl. 
KAPPERT 1991; FÜRST 1991). Diesen Elementen des Ansatzes wurde in der 
fachlichen Diskussion eine maßgebliche Bedeutung zugesprochen: 

"Die längerfristige Tragfähigkeit des niedersächsischen Regionalisie­
rungskonzepts wird entscheidend davon abhängen, ob es gelingt, 
über die wirtschafts- und strukturpolitischen Aufgabenstellungen 
hinaus langfristig auch die Regionalplanung Kreisgrenzen übergrei­
fend in den kooperativen Aufgabenbestand der Regionen zu integrie­
ren" (LAG 1992, 18). 

In diesem Sinne sollten zirka sieben Regionalplanungsregionen gebildet werden, 
von denen die Großräume Hannover und Braunschweig gesetzlich definiert 
wurden, während sich die anderen Regionen anhand vorgeschlagener "regiona­
ler Kooperationsräume" zusammenfinden sollten (vgl. Abb. 2). Der zum Teil 
heftig diskutierte Entwurffür ein neues Landesraumordnungsprogramm (LROP­
E 1992) zeigt aber recht deutlich, daß Programm und Praxis der Regionalisierung 
der Raumordnungspolitik kaum in Einklang zu bringen sind. 23 

Im Entwurf wird der Regionalebene "eine zentrale Rolle" im Rahmen einer 
zukunftsorientierten Entwicklungs- und Strukturpolitik "zugesprochen" (a.a.O., 
B. 2.03): Es sollen daher die "raumwirksamen Planungen und Maßnahmen zur 
Entwicklung des Landes fachpolitik-übergreifend auf Regionen ausgerichtet 
werden" (a.a.O., B. 2.01). Zudem sollen in den Regionen durch intensivere 
regionale Kooperation die Voraussetzungen für eine differenzierte S trukturpoli­
tik geschaffen werden, um Wettbewerbsfähigkeit, Lebens- und Umweltqualität 
der Regionen zu verbessern (a.a.O., C. 1.2.01). Dabei sollen die "regionalen 
gesellschaftlichen Kräfte" zusammenwirken (a.a.O., C. 1.2.03). In den regiona­
len Kooperationsräumen sollen "neue Formen von Gemeinde- und Kreisgrenzen 
übergreifender Zusammenarbeit" geschaffen werden (a.a.O., Begründung zu 
B. 2). In diesem Rahmen sollen im Sinne "einer ganzheitlichen Sicht" "Stärken­
und Schwächenanalysen und regionale Entwicklungskonzepte erarbeitet wer­
den" (a.a.O., Erläuterungen zu C. 1.2 und C. 3.1). 

De~; Entwurf vermeidet offenkundig jede genauere organisatorische Festle­
gung oder Definition von Kompetenz- und Ressourcenverlagerungen. Die (be­
dauerliche) Rücknahme des Gestaltungsanpruchs im Vergleich zu dem Vorha-
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Abb. 2: Regionale Kooperationsräume in Niedersachsen 

Landkreise mit mehrseitig 
ausgerichteten Kooperationen 

Quelle: LROP - E 1992 

benvon 1991 zeigt sich auch darin, daß zur Zeit in ministeriellen Verlautbarun­
gen unentwegt die "Freiwilligkeit" des Prozesses betont wird (vgl. z. B. GLO­
GOWSKI 1993). Ein Grund dafür ist sicher, daß die Initiativen des Innenmini­
steriums bisher auf vielfältigen Widerstand gestoßen sind. Dieser richtet sich 
zum einen gegen die vorgeschlagenen Regionsabgrenzungen. Zum anderen ist 
von einem "Alptraum der Kreisfürsten" gesprochen worden (Hannoversche 
Allgemeine Zeitung v. 19. 8. 91, 14), da etwa entstehende Regionalverbände 
perspektivisch die Macht der Landkreise tangieren und sie auf ernsthafte regio­
nale Kooperation verpflichten würden. Angesichts dieser überaus konfliktrei­
chen Situation ist es zum gegenwärtigen Zeitpunkt eher fraglich, ob die Regiona­
lisierung der Raumordnung in absehbarer Zeit durchgeführt werden kann. 24 

Damit bleibt weiterhin offen, wie die stellenweise fast desolate Situation der 
Regionalplanung (im Hinblick auf Ressourcen, poltische Stellung und Durchset­
zungsfähigkeit etc.) verbessert werden könnte. 

Es sei allerdings noch hervorgehoben, daß im Rahmen der Wiederbelebung 
der niedersächsischen Raumordnungspolitik besonderes Engagement den vor­
mals unzureichend beachteten niedersächsischen Verflechtungsräumen um die 
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Oberzentren Bremen und Harnburg gilt. Diese Regionen bilden gegenwärtig 
vielleicht die "Spitze" des Regionalisierungsprozesses, da hier Ländergrenzen 
übergreifende Regionale Entwicklungskonzepte für die "Metropolregion Harn­
burg" und den Raum Bremen - Bremerhaven - Oldenburg erstellt werden 
sollen. Dabei werden zum Teil neue Verfahren einer diskursiven Planung erprobt 
(vgl. PRIEBS 1992). 

3.3.3 Zwischenfazit 

Bilanziert man die bisherigen Bemühungen der Landesregierung zur Regionali­
sierung, so ist zunächst festzustellen, daß ein umfassendes Konzept fehlt, viel­
mehr die beiden dargestellten Initiativen bisher wenig abgestimmt sind. Au­
ßerdem wird im Rahmen einer bevorstehenden stärkeren Dezentralisierung 
der Arbeitsverwaltung gerade in Niedersachsen besonders engagiert ein Konzept 
für eine regionalisierte Arbeitsmarktstrukturpolitik erarbeitet, was bisher aller­
dings ohne Abstimmung mit den beiden anderen Initiativen geschah. 25 Die 
Landesregierung war bisher nicht in der Lage, ein überzeugendes Konzept für die 
Bewältigung der dargestellten, regional sehr differenzierten Problemlagen vorzu­
legen. Dieses ist bedauerlich, da eine Regionalisierung der Politik gerade in 
Niedersachsen aus verschiedenen Gründen geboten ist: 

aus dem schlichten, letztlich am Anfang aller Regionalplanung stehenden 
Grund einer besseren Abstimmung der Entwicklungen zwischen Kernstäd­
ten und Umland, die gegenwärtig in Niedersachsen vielfach kaum gewährlei­
stet ist; 
zur Überwindung der Handlungsbeschränkungen infolge der außergewöhn­
lich starken Stellung der Landkreise, deren Ausstattung, Flexibilität und 
Gestaltungskraft in aller Regel nicht den planungspolitischen Anforderun­
gen des gegenwärtigen Strukturwandels entspricht; 
wegen der außergewöhnlichen Vielfalt regionaler Strukturen und Entwick­
lungen im" Flächenland Niedersachsen" (von der Fläche her das zweitgrößte 
Bundesland); 
und nicht zuletzt wegen der Möglichkeit, über die bisher kaum "verfaßte" 
regionale Ebene neue Wege der Bewältigung des Strukturwandels unter 
Einbeziehung neuer Interessen und Akteure gehen zu können. 

Gegenwärtig besteht aber wohl eher die Gefahr, daß die Regionalisierung im 
Kompetenzgerangel des politischen Alltags, du.rch mangelnde Eindeutigkeit der 
Landespolitik und durch den Spott der Medien über immer neue Regionsbildun­
gen und Regionalisierungsversuche den Schwung verliert. Dabei wäre es drin­
gend notwendig, nicht nur die Regionalisierungspolitik konsequent fortzusetzen, 
sondern auch den Zusammenhang von zentralen, landespolitisch gesetzten Im­
pulsen zur Bewältigung des Strukturwandels und dezentralen regionsspezifi­
schen Leitbildern zu reflektieren. Eine intelligent komponierte Politik in diesem 
Sinne wäre wohl der geeignete Weg, zu einer wesentlich von ökologischen, 
sozialen und kulturellen Kriterien geprägten Regulationsweise beizutragen. 
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4. Zur Aktualität geographischer Regionalforschung 

Aus den bisherigen Darlegungen kristallisieren sich drei Motive heraus, die für 
eine besondere Beachtung der regionalen Ebene in der Politik, in der Planung 
und in der Wissenschaft in Niedersachsen sprechen: 
1. Die bemerkenswerte, aber außerhalb des Landes wahrscheinlich wenig In­

teresse hervorrufende Tatsache eines mangelhaften Zustandes der 
räumlichen Planung auf mittlerer Ebene: Insbesondere die integrative 
Planung für die engeren Verflechtungsbereiche der Oberzentren ist (mit 
Ausnahme des Großraumes Hannover) über Jahrzehnte vernachlässigt 
worden und bedarf dringend einer Verbesserung, wenn der andernorts übli­
che Standard der Planung erreicht werden oder gar innovative Planungs­
konzepte (z. B. "regionale Städtenetze") realisiert werden sollen. 

2. Die Vielfalt regionaler Entwicklungsmuster, die sich längst nicht 
mehr mit der klassischen Polarität von" Verdichtungsräume versus ländliche 
Räume" erfassen läßt: Vielleicht war diese schematische raumordnerische 
Betrachtung auch früher schon in Niedersachsen wenig angemessen; ange­
sichts der Ausdifferenzierungen in Ökonomie, Kultur usw. ist sie vollkom­
men obsolet. Gerade diese Vielfalt verlangt regionalwissenschaftliche und 
regionalpolitische Vorgehensweisen, die der Spezifik regionaler Entwick­
lungsmuster gerecht werden. Die Strukturen vieler niedersächsischer Regio­
nen legen es dabei nahe, besondere Aufmerksamkeit dem Zusammenhang 
von Stadt und Land zu widmen. Dieses gilt um so mehr, als das gerade der 
Verbund von mittelgroßen Zentren und ländlich geprägten Räumen beson­
ders entwicklungsfähige und lebenswerte Konstellationen in der entstehen­
den ("postfordistischen") Wirtschafts- und Gesellschaftsformation zu er­
möglichen scheint. 26 

3. Die Eignung der regionalen Ebene für die konstruktive Bewältigung des 
sozioökonomischen Strukturwandels, den man am adäquatesten 
wohl als Umbruch vom "Fordismus" zum "Postfordismus" interpretieren 
kann: Auch wenn die Frage eines Bedeutungszuwachses der regionalen 
Ebene angesichts des gegenwärtigen Strukturwandels etwa aus ökonomi­
schen und kulturellen Perspektiven nicht eindeutig beantwortet werden 
kann, wird sie doch für die planerische und politische "Problembearbeitung 
immer wichtiger. Denn alle Entwicklungslinien verweisen darauf, daß die 
modernen ausdifferenzierten Gesellschaften ihren notwendigen ökologi­
schen und ökonomichen Strukturwandel nur hinbekommen wenn sie ihn 
ganzheitlich anlegen" (FÜRST 1993, 24), was gegenwärtig ~umindest auf 
zentralstaatlicher Ebene offensichtlich nicht mehr zu gewährleisten ist. 
Wenn man diese Überlegungen um Argumente für die Ökologisierung der 
Wirtschaft durch "Engführung von Stoffkreisläufen" im Sinne einer "nach­
h~ltige.n Regionalentwicklung" ergänzt (vgl. z. B. HESSE/LUCAS 1991), 
wtrd dte besondere Relevanz der regionalen Ebene für die politische Gestal­
tung der Zukunft deutlich. 

Selbstvers~ändlich gelten größere Teile dieser Überlegungen auch unabhängig 
von der medersächsischen Situation. Es dürfte allerdings hinreichend deutlich 
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geworden sein, daß hier im Hinblick auf die wissenschaftliche Relevanz der 
regionalen Ebene nicht Argumente für eine ideographische Regionalkunde ge­
sammelt wurden, sondern für eine theoriegeleitete komparative geographische 
Regionalforschung. 27 Da globale wirtschaftliche, politische und sozialkulturelle 
Tendenzen mehr denn je immanenter Bestandteil regionaler Entwicklungspro­
zesse und der Handlungsmuster regionaler Akteure sind, gehören diese dabei 
implizit zum Gegenstandsbereich einer zeitgemäßen Regionalforschung. 
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Zudem soll auf diese Weise der oft mit dem Begriff "Region" verbundene Eindruck vermieden 
werden, daß es sich dabei um politisch handlungsfähige, homogene Einheiten handele. 
V gl. zur Erläuterung des Regulationsansatzes, seiner Gru.?dbegriffe und seiner geographischen 
Rezeption: HITZ u. a. 1992; DANIELZYK/OSSENBRUGGE 1993. 
Vgl. dazu z. B. BERTRAM/SCHAMP 1989; LOMPE u. a. 1991. 
Eine sehr anregende Formulierung für diese Thematik findet sich bei AMIN/THRIFT 1992, die 
die Funktionalität regionaler "Knotenbildungen" für "globale ökonomische Netzwerke" her­

ausstellen. 
Vgl. statt vieler DANIELZYK/KRÜGER 1990; WEICHHART 1990; POHL 1993. 
Vgl. BECHER 1986; BLÖCKER/REHFELD 1990; IFO 1991; JUNG 1989, 1992. 
Vgl. Ostfriesen-Zeitung Nr. 256 vom 2. 11. 91, 16; sowie BLÖCKER/REHFELD 1990, 28. 
Hier wird darunter das Gebiet des gleichnamigen Landkreises verstanden. Die stärksten 
wirtschaftlichen Verflechtungen bestehen mit dem Osnabrücker Raum ("Region OBE" mit 
Stadt und Landkreis Osnabrück, Landkreis Grafschaft Bentheim und dem Landkreis Ems­
land), im Süden des Ernstandes aber auch mit Nordrhein-Westfalen und im Norden des 
Ernstandes auch Richtung ostfriesischer Küste. - Die Abgrenzung der hier vorgestellten 
Regionen soll nicht diskutiert werden. 
Vgl. DANIELZYK/WIEGANDT 1986, 1987; HA VERKAMP 1991; MAYR/TEMLITZ 1991. 
Darunter wird hier das Gebiet der Landkreise Cloppenburg und Vechta verstanden; die Region 
wird in Niedersachsen dem Gebiet der Gemeinsamen Landesplanung Bremen-Niedersachsen 
zugerechnet, obgleich es auch starke Verflechtungen in südlicher Richtung (Osnabrück, Mün-
ter) gibt. 

Vgl. MAYR/TEMLITZ 1991; WINDHORST 1986. 
Unter "Ostfriesland" wird hier- über die traditionelle Abgrenzung hinaus - die gesamte 
ostfriesi ehe Halbinsel (kreisfreie Städte Wilhelmshaven und Emden sowie Landkreise Aurich, 
Friesland, Leer, Wittmund), die auch der Zuständigkeitsbereich der "Regionalen Strukturkon­
ferenz 0 t-Friesland" ist, verstanden. 
Vgl. DANIELZYK/KRÜGER 1990, 49ff.; KRÖMER 1991. 
Vgl. RIZZARDO 1988; Kulturpolitische Gesellschaft 1992. 
Vgl. DANIELZYK/KRÜGER 1993; IWG 1989; MEISSNER 1986. 
Zum Großraum gehören Stadt- und Landkreis Hannover; zur Situation und Entwicklung vgl. 
z. B. HÄBERLE 1990; KANDEL 1990; KILPER/REHFELD 1991,14; BRÄUER/LUCAS 
1992. 

Vgl. BRANDT u. a. 1991; BRÄUER/LUCAS 1992; MAYER 1993. 
Dazu werden hier gezählt: kreisfreie Städte Braunschweig, Salzgitter, Wolfsburg und die 
Landkreise Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine, Wolfenbüttel. Vgl. ACHE u.a. 1991; REH­
FELD 1990; VEHLING 1990. 
Vgl. zum Diskussionsstand allgemein: MW 1993; NIW 1991. 
Zur nordrhein-westfälischen Regionalisierungspolitik und ihrer Beurteilung vgl. statt vieler 
BLüTEVOGEL 1993; DANIELZYK 1992; ILS 1992; zum Vergleich der Ansätze in NRW und 
Niedersachsen vgl. z. B. KRAFFT/ULRICH 1992. 

Gegenwärtig gewinnt man allerdings den Eindruck, daß die Regionalisierung der Wirtschafts­
st_rukturpolitik nachrangig gegenüber einer sektoralen Industriepolitik geworden ist, deren Ziel 
d1e "Rettung des Standortes Niedersachsen", insbesondere für die Automobilproduktion, ist. 
~RUM BEIN ( 1993) weist allerdings zurecht daraufhin, daß die Umsetzung dieses Konzeptes in 
emem "Flächenland" wie Niedersachsen "auf eine handlungsfähige regionale Ebene angewie­
sen" ist. 

D.amit sind Städte wie Emden (50 700 Einwohner) oder Landkreise wie Wittmund (52 800 
Emwohner) Träger der Regionalplanung! Zur Kritik vgl. z. b. DANELZYK/WIEGANDT 
1986. 

Nur am Rande sei erwähnt, daß der Entwurf des LROP insgesamt recht widersprüchlich wirkt. 
Er bekennt sich einerseits nach wie vor zur Herstellung "gleichwertiger Lebensverhältnisse" 
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(LROP-E 1992, A 1), zu einem relativen Vorrang von Umweltbelangen in Abwägungsprozessen 
(a.a.O., A 2.0) und zur entwicklungsorientierten Planung. Andererseits läßt er eine integrative 
Sicht der Landesentwicklung ebenso wie eine raumwirtschaftliche Analyse vermissen und greift 
zum Teil auf planerische Konzeptionen zurück, die an die Raumordnung der 50er Jahre 
erinnern (z. B. Aufteilung des Landes in die dichotomen Kategorien ländlicher Raum und 
Ordnungsraum; a.a.O., B.3, B.4).- Inzwischen wurde das LROP (Teil I) mit geringen Verän­
derungen verabschiedet (vgl. LROP 1994). 

24 KR UMBEIN ( 1993) rechnet daher "in den nächsten Jahren nicht mehr mit einem Beginn des 
Aufbaus zeitgemäßer Formen der Regionalplanung" . 

25 Davon erwartet KRUMBEIN (1993) zum einen weitere Komplikationen, zum anderen aber 
auch einen neuen Schub für die Regionalisierung, da hier ein "deutlich höherer Problem- und 
Handlungsdruck" bestehe.- Vgl. inzwischen auch: Kabinettsvorlage 1993. 

26 "Mit der Flexibilisierung scheint sich die Beziehung von Stadt urid Land neuerlich zu wandeln . 
. . . Die persistenten traditionellen Strukturen können in nachmoderne Verhaltensweisen trans­
formiert werden oder ergänzen sich direkt. Die Region, die Stadt und Land umschließt, ist 
vielleicht die zukünftige Raumeinheit der flexiblen Regulation" (IPSEN 1991, 155). 

27 DANIELZYK/OSSENBRÜGGE (1993) entwickeln auf dem Hintergrund des Regulationsan­
satzes eine Perspektive für eine geographische Regionalforschung dieser Art. 
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